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Gemeinde Altwarp  
Bebauungsplans Nr. 07/2022 „Wohnen Hafengasse“  

 
STELLUNGNAHMEN DER VON DER PLANUNG BERÜHRTEN BEHÖRDEN,  

DER SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
nach § 4 Abs. 1 BauGB  

 
ABSTIMMUNG MIT DEN NACHBARGEMEINDEN 

nach § 2 Abs. 2 BauGB 
 

STELLUNGNAHMEN DER ÖFFENTLICHKEIT 
nach § 3 Abs. 1 BauGB 

 
 ABWÄGUNGSMATERIAL 

nach § 1 Abs. 7 BauGB 
 

 
Beratungsstand: 

Gemeindevertretung vom ………………. 
Aufgestellt: 
Altwarp / Neubrandenburg, den 24.02.2025 
 

Amt „Am Stettiner Haff“ für die Gemeinde Alt-
warp 

    

Fachbereich Bau- und 
Immobilienmanage-
ment 

Stettiner Straße 1 17367 Eggesin Tel.: 039779 264-69 Fax: 039779 264-42 m.witt@eggesin.de 

In Zusammenarbeit 
mit 

     

Planungsbüro  
Trautmann 

August-Bebel-Straße 
20a 

15344 Strausberg Tel.: 0395-5824051 info@planungsbuero-trautmann.de 
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Folgende von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange waren nach § 4 Abs. 1 BauGB zur Abgabe einer 
Stellungnahme aufgefordert: 
 

 
I. 

 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

 
Schreiben vom 

Eine Stellungnahme 
liegt nach Ablauf der 
gesetzlichen Frist 
nicht vor 

1. Landkreis Vorpommern- Greifswald 28.06.2024 
25.07.2024 
30.07.2024 

 

2. Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern 19.07.2024 
24.07.2024 

 

3. Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt MS  x 

4. Landesamt für Kultur und Denkmalpflege  x 

5. Pommerscher Evangelischer Kirchenkreis  x 

6. Hauptzollamt Stralsund 01.07.2024  

7. Verkehrsgesellschaft Vorpommern-Greifswald mbH  x 

8. Gesellschaft für Kommunale Umweltdienste  x 

9. Straßenbauamt Neustrelitz 05.07.2024  

10. Deutsche Bahn AG   x 

11. Ministerium für Wirtschaft, Bau und Tourismus  x 

12. IHK Neubrandenburg 18.07.2024  

13. Landesamt für innere Verwaltung M-V  15.07.2024  

14. Bundesanstalt für Immobilienaufgaben   x 

15. Staatliches Bau- und Liegenschaftsamt Neubrandenburg  15.07.2024  

16. E.DIS Netz GmbH   x 

17. Telekom Deutschland GmbH   x 

18. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 22.07.2024  

19. Bergamt Stralsund 23.07.2024  

20. REMONDIS Vorpommern-Greifswald GmbH 24.07.2024  

21. Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Ostsee 31.07.2024  

22. Landesforst Mecklenburg-Vorpommern   x 

23. Handwerkskammer  x 

24. Wasser- und Bodenverband Uecker-Haffküste 10.09.2024  

25. Landesamt für Straßenbau und Verkehr M-V  x 

26. GASCADE Gastransport GmbH 15.07.2024  

27. CEP Central European Petroleum GmbH  x 
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I. 

 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

 
Schreiben vom 

Eine Stellungnahme 
liegt nach Ablauf der 
gesetzlichen Frist 
nicht vor 

28. 50Hertz Transmission GmbH 27.06.2024  

29. Landgesellschaft MV GmbH  x 

30. Wasser- und Abwasser-Verband Ueckermünde 15.07.2024  

 Amt für Raumordnung und Landesplanung 26.02.2024  

 

Nachbargemeinden: 

1. Gemeinde Vogelsang-Warsin   

 

Während der Öffentlichkeitsbeteiligung vom 26.06.2024 bis zum 29.07.2024 wurde eine Stellungnahme aus der Öffentlichkeit vorge-
bracht. 

1. Privatperson 1 17.07.2024 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellung, Ausführungen und Hinweise des Landkreises Vorpom-
mern-Greifswald werden im Rahmen des Bebauungsplans zur 
Kenntnis genommen und in die Planung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Altwarp nimmt die Hinweise des Landkreises Vor-
pommern-Greifswald, Ordnungsamt, SG Brand- und Katastrophen-
schutz, Katastrophenschutz zur Kenntnis. 
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In der Hafengasse und im Sandweg 95 gibt es Saugbrunnen in 
Standortnähe. Der Saugbrunnen Sandweg 95 wird jährlich geprüft 
und hat eine Leistung von 800 l/min. 
 
Der fachtechnische Hinweis zu Kampfmitteln ist bei der Realisierung 
von Maßnahmen durch den Vorhabenträger und seine Beauftragten 
zu beachten und wird als Hinweis in die Begründung eingestellt. 
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Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass das Straßenver-
kehrsamt unter Hinweisen grundsätzlich keine Einwände gegen die 
gemeindliche Planung hat. Die fachtechnischen Hinweise sind bei 
der Realisierung von Maßnahmen durch die Vorhabenträger und 
deren Beauftragte zu beachten und werden als Hinweis in die Be-
gründung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass das Amt für Bau, 
Natur- und Denkmalschutz, SG Technische Bauaufsicht/Baupla-
nung, Bauplanung die Planungsziele mitträgt. 
 
 
Zu 1.: Die Ergänzung wurde in die Begründung aufgenommen. 
Zu 2.: Dem wird gefolgt. 
 
Zu 3.: Dem wird gefolgt 
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Es werden Ökopunkte erworben. 
 
 
Ökopunkte sind möglichst schon für die Entwurfsphase zu sichern, 
da die auf den Konten verfügbaren Kompensationsflächenäquiva-
lente binnen kurzer Zeit verkauft sein können. Ein Reservierungs-
bescheid ist spätestens zum Satzungsbeschluss vorzulegen. 
 
 
 
Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass das SG Abfallwirt-
schaft/Immissionsschutz der gemeindlichen Planung unter Hinwei-
sen zustimmt. 
Die fachtechnischen Hinweise sind bei der Realisierung von Maß-
nahmen durch die Vorhabenträger und deren Beauftragte zu beach-
ten und werden als Hinweise in die Begründung eingestellt. 
 
Der Hinweis wird in die Begründung eingestellt. 
 
 
Der Hinweis wird in die Begründung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden in die Begründung eingestellt. 
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Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass Belange des Bau-
denkmalschutzes nicht berührt sind und keine Bodendenkmale be-
kannt sind. 
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Die Hinweise zu Bodendenkmalen waren Bestandteil des Vorent-
wurfes der Planung, werden jetzt durch die vorgeschlagene Formu-
lierung ersetzt. 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass die Untere Was-
serbehörde unter Berücksichtigung der Hinweise, der gemeindli-
chen Planung zustimmt. 
Das StALU war am Verfahren beteiligt. 
 
 
Die fachtechnischen Hinweise werden bei der Realisierung von 
Maßnahmen durch den Vorhabenträger und seine Beauftragten zu 
beachten sein und werden als Hinweise in die Begründung aufge-
nommen. 
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Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass aus der Sicht der 
unteren Naturschutzbehörde Bedenken gegen die Planung beste-
hen. Es bedarf einer Ausgliederung aus dem Landschaftsschutzge-
biet L34 „Haffküste“, um den Bebauungsplan zu realisieren. 
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Kenntnisnahme der gesetzlichen Grundlagen und Handlungsemp-
fehlungen zum Umweltbericht 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, dass keine Einwände zu Umfängen und Detaillie-
rungsgraden der Untersuchungen, zum Ergebnis der FFH - Vorprü-
fungen sowie zu den vorgeschlagenen Kompensationsmaßnahmen 
und Ökopunktkonten seitens der uNB erfolgten. Die Gemeinde geht 
daher von einem Einverständnis zu diesen Punkten aus. 
 
Kenntnisnahme der gesetzlichen Grundlagen und Handlungsemp-
fehlungen der Eingriffsregelung 
 
Die Siedlungshecke heimischer Gehölze (PHW) werden durch die 
Anpflanzfestsetzung zugleich zum Erhalt festgesetzt. Die Fläche 
wird bei der Berechnung weiterhin nicht berücksichtigt. 
Sonstige Ver- und Entsorgungsanlage (OSS) und ländlich gepräg-
tes Dorfgebiet (ODF) sind versiegelt und weisen keinerlei ökologi-
schen Wert auf. Die Fläche wird bei der Berechnung weiterhin nicht 
berücksichtigt. GIO und VRL werden der Berechnung zugeschla-
gen. 
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Eine Einbeziehung der umliegenden Biotope im 20 bzw. 200 m 
Radius würde zu zusätzlichen Kompensationsforderungen von 
55.160 Kompensationsflächenäquivalente (KFÄ) führen. Dies zieht 
einen monitären Mehraufwand von mindestens 165.000 € nach 
sich. Angesichts der geringen Immissionen von Wohnbebauung, 
der dichten Abgrenzung durch die 3 m breite Hecke und dem der-
zeitigen Wohnungsnotstand hält die Gemeinde die Forderung nach 
Einbeziehung der umliegenden Biotope in die Berechnung für un-
angemessen.  
 
Zur Vermeidung von Eingriffen in das Landschaftsbild wurde eine 
3 m breite Hecke an der Plangebietsgrenze festgesetzt. Diese wird 
entlang der südöstlichen und westlichen Plangebietsgrenze verlän-
gert. 
Vom BfN als bedeutsame Landschaften ausgewiesenen Land-
schaften finden gemäß den Hinweisen zur Eingriffsregelung (HzE) 
keine Berücksichtigung bei der Berechnung der Eingriffsflächen-
äquivalente. 
 
Kenntnisnahme der gesetzlichen Grundlagen und Handlungsemp-
fehlungen zum Artenschutz 
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Angaben werden nachgereicht 
 
Der Abhandlung in Gruppen lag der LEITFADEN ARTENSCHUTZ 
in Mecklenburg-Vorpommern Hauptmodul Planfeststellung / Ge-
nehmigung Büro Froelich & Sporbeck Potsdam, Landesamt für Um-
welt, Naturschutz und Geologie M-V, 20.09.2010 zu Grunde. Hier 
steht: „Während wertgebende, gefährdete und besonders ge-
schützte (s. u.) europäische Vogelarten i. d. R. ebenfalls Art-für-Art 
behandelt werden - es sei denn, sie kommen lediglich als seltene 
Nahrungsgäste oder Durchzügler vor - werden ungefährdete und 
ubiquitäre Arten i. d. R. in Gruppen (ökologischen Gilden) zusam-
mengefasst - es sei denn, die spezifische Bestands- und Betroffen-
heitssituation erfordert eine Art-für-Art-Betrachtung. Auch hier gilt 
generell, dass nur die Arten zusammenzufassen sind, bei denen Le-
bensweise und ökologische Ansprüche vergleichbar sind und bei 
denen das Ergebnis der Prüfung der Verbotstatbestände gleich ist“ 
Die Gemeinde sieht keinen diesbezüglichen Korrekturbedarf. 
 
Eine Artenerfassung auf Grundlage von Potenzialanalyse ist zuläs-
sig. Der Satz „Quartiersstrukturen können vermutlich nicht ausge-
schlossen werden“ steht an keiner Stelle des AFB. Dagegen steht: 
„Quartierspotenzial für einzelne Individuen in den Sommermona-
ten ist in und an den Bäumen vorhanden.“ Diese Feststellung, wel-
cher von der uNB nicht widersprochen wurde, schließt ein Vorkom-
men von Gruppenquartieren auch von Wochenstuben und Winter-
quartieren in den dünnstämmigen Bäumen des Plangebietes aus. 
Daher ist bereits die Bauzeitenregelung geeignet, auf Grundlage der 
Potenzialanalyse, Verbotstatbestände auszuschließen. Die ökologi-
sche Baubegleitung dient als zusätzliche Sicherheit. Die Gemeinde 
sieht keinen Konkretisierungsbedarf.  
 
Als Maßnahmen zur Vermeidung von Kollisionen und Lichtimmissi-
onen werden aufgenommen: 
 
V8 Um die Tötung und Verletzung von Vögeln durch Kollision 
mit Glasscheiben zu unter-binden, sind Fenster mit einer Größe von 
mehr als 2,5 m² zu vermeiden oder entsprechend geprüfte Scheiben 
mit Mustern z.B. Bezeichnung: Saflex ® FlySa-fe™ 3D SEEN shiny 
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9/90 ISO Typ: Punktraste zu verwenden. Es ist reflexionsarmes 
Glas zu verwenden. Brüstungen sind undurchsichtig zu gestalten. 
V9  Um Auswirkungen der Beleuchtung auf die Fauna zu be-
grenzen ist die geplante Beleuchtung auf ein notwendiges Minimum 
und auf notwendige Bereiche zu beschränken. Es ist LED-Beleuch-
tung mit einer max. Farbtemperatur von 3000 Kelvin zu wählen, die 
idealerweise mit Vollabschirmung, Nachtabsenkung oder mit Bewe-
gungsmelder ausgestattet ist. 
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Bäume ab 50 cm Stammumfang werden bilanziert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anpflanzfestsetzung wird durch folgenden Passus ergänzt: Vor-
handene und neu gepflanzte Gehölze sind zu erhalten und bei Aus-
fall gleichwertig zu ersetzen.  
 
Der Schutz während der Bauphase ist gute fachliche Praxis. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellung, Ausführungen und Hinweise des Staatlichen Amtes für 
Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern wird im Rahmen des 
Bebauungsplans zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass die agrarstruktu-
rellen Belange des StALU Vorpommern der gemeindlichen Pla-
nung nicht entgegenstehen. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass die naturschutz-
rechtlichen Belange des StALU Vorpommern der gemeindlichen 
Planung nicht entgegenstehen. 
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Nach dem Gaia Portal M-V liegen die Höhen im Plangeltungsbe-
reich zwischen 1 und 2 m. 
 
Die Gemeinde wird Hochwasserschutzmaßnahmen festsetzen. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Aus-
führungen und Hinweise des Hauptzollamt Stralsund werden im 
Rahmen des Bebauungsplans zur Kenntnis genommen und in die 
Begründung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass die Belange des 
Hauptzollamtes Stralsund der gemeindlichen Planung nicht entge-
genstehen.  
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Die fachtechnischen Hinweise werden in die Begründung einge-
stellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellung, Ausführungen und Hinweise des Straßenbauamtes 
Neustrelitz werden im Rahmen des Bebauungsplans zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass aus der Sicht des 
Straßenbauamtes Neustrelitz keine Bedenken gegen die gemeind-
liche Planung bestehen. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellung, Ausführungen und Hinweise der IHK Neubrandenburg 
werden im Rahmen des Bebauungsplans zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass es aus der Sicht 
der IHK Neubrandenburg keine Bedenken gegen die gemeindliche 
Planung gibt. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellung des Landesamtes für innere Verwaltung Mecklenburg-
Vorpommern werden im Rahmen des Bebauungsplans zur Kennt-
nis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass aus der Sicht des 
Landesamtes für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern 
keine Bedenken gegen die gemeindliche Planung bestehen, da 
sich keine Festpunkte des amtlichen geodätischen Grundlagennet-
zes des Landes Mecklenburg-Vorpommern befinden. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffenen Fest-
stellung, Ausführungen und Hinweise des Staatlichen Bau- und 
Liegenschaftsamtes Neubrandenburg werden im Rahmen der 
Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass sich kein verwal-
teter Grundbesitz der SBL im Geltungsbereich befinden. 
 
 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellung, Ausführungen und Hinweise des Bundesamtes für Infra-
struktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr   
werden im Rahmen des Bebauungsplans zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass es seitens der Bun-
deswehr keine Einwände gegen die gemeindliche Planung gibt. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffenen Fest-
stellung, Ausführungen und Hinweise des Bergamtes Stralsund 
werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass keine bergbauli-
chen Belange und Belange nach Energiewirtschaftsgesetz durch 
die gemeindliche Planung berührt werden. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Aus-
führungen und Hinweise des Wasserstraßen- und Schifffahrts-
amt Ostsee werden im Rahmen des Bebauungsplans zur Kenntnis 
genommen und in die Begründung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass die Belange des 
WSV nicht berührt werden.  
Die fachtechnischen Hinweise sind bei der Realisierung von Maß-
nahmen durch die Vorhabenträger und deren Beauftragte zu be-
achten und werden als Hinweis in die Begründung eingestellt. 
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Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffenen Fest-
stellung, Ausführungen und Hinweise des Wasser- und Bodenver-
bandes „Uecker-Haffküste“ werden im Rahmen der Bebauungs-
planung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass aus der Sicht des 
Wasser- und Bodenverbandes „Uecker-Haffküste“ der gemeindli-
chen Planung nichts entgegensteht. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Aus-
führungen und Hinweise der Remondis Vorpommern Greifswald 
GmbH werden im Rahmen des Bebauungsplans zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass die Remondis 
Vorpommern Greifswald GmbH der gemeindlichen Planung zu-
stimmt. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Aus-
führungen und Hinweise der GASCADE Gastransport GmbH wer-
den im Rahmen des Bebauungsplans zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass Anlagen der 
GASCADE Gastransport GmbH, der SEFE Energy GmbH sowie der 
NEL Gastransport GmbH von der gemeindlichen Planung nicht be-
troffen sind. 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der frühzeitigen TöB-Beteiligung getroffene Fest-
stellung, Ausführungen und Hinweise der 50Hertz Transmission 
GmbH werden im Rahmen des Bebauungsplans zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass die 50Hertz Trans-
mission GmbH keine Anlagen im Plangeltungsbereich betreibt. 
 
 
 
 
Ein weitergehender Ergänzungsbedarf zum Untersuchungsumfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung ergibt sich nicht. 
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Abwägungsvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Aus-
führungen und Hinweise der Wasser- und Abwasser-Verband 
Ueckermünde werden im Rahmen des Bebauungsplans zur Kennt-
nis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass die Trink- und 
Abwasserversorgung für die gemeindliche Planung gegeben ist. 
Das Löschwasser kann nicht über diese Leitungen abgedeckt wer-
den, sondern muss anderweitig von der Gemeinde organisiert wer-
den.  
 
Frau Witt 
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Die Gemeinde Altwarp nimmt zur Kenntnis, dass die gemeindliche 
Planung mit den Zielen der Raumordnung vereinbar ist.  
Die Belange des Tourismus werden berücksichtigt. 
 
 
 
Die Gemeinde hat auf das umfängliche Verfahren umgestellt.  
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Abwägungsvorschlag: 
Die Ablehnung durch die Privatperson 1 werden im Rahmen des 
Bebauungsplans zur Kenntnis genommen; jedoch ändert die Ge-
meinde ihre Planungsabsichten nicht 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 
Zu 1.-4.) Der Argumentation der Privatperson 1 kann nicht gefolgt 
werden, da die gemeindliche Planung laut der Stellungnahme des 
Amtes für Raumordnung und Landesplanung Vorpommern vom 
26.02.2024, mit den Zielen der Raumordnung vereinbar ist. 
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Es wird ein Antrag auf Ausgliederung aus dem LSG gestellt. 
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Es wird ein Antrag auf Befreiung vom Bauverbot in der 150 m - Ufer-
zone gestellt. 
 
Die FFH – Vorprüfungen die auch die hohen Schutzansprüche des 
NSG und des genannten Biotops involviert, kommt zu dem Schluss, 
dass die Erhaltungsziele der Natura-Gebiete durch das Vorhaben 
nicht berührt werden. Diesem Prüfergebnis wurde seitens der Ge-
nehmigungsbehörde nicht widersprochen. 
 
Es liegen keine genauen Angaben zum Baugrund vor. Laut eines 
etwa 30m nordwestlich gelegenen Bohrung aus dem Landesbohr-
datenspreicher besteht der anstehende Boden aus einer Schicht 
wassergesättigten Lockergesteins, einer schwachen Schicht was-
sergesättigten Moores sowie mehrerer ebenfalls wassergesättigter 
Schichten von Feinsanden. Das Bodengefüge des Plangebietes ist 
gestört und verdichtet. Demnach ist der anstehende Boden kein kli-
mawirksames, regenerierbares, tiefgründiges Moor.  
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Nur Teile des Plangebietes liegen in dem Bereich mit hohem Risiko 
beim Hochwasserrisikomanagement. 
 
Auf B- Plan – Ebene und für den Untersuchungsbereich sind die 
Aussagen der Punkte 2.2.5 und 2.2.6 des Umweltberichtes zutref-
fend. Globale Auswirkungen des B- Planes wurden nicht betrachtet. 
 
Für den Hochwasserschutz sind auch Pfahlgründungen denkbar. 
 
Die gemeindliche Planung ist laut der Stellungnahme des Amtes für 
Raumordnung und Landesplanung Vorpommern vom 26.02.2024, 
mit den Zielen der Raumordnung vereinbar. 
 

 


